
Was sind bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von Stoffen 
mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr verbunden ist und die daher nach 
§ 2 Abs. 4 Nr. 19 MBO Sonderbauten sind? 
 
 

Die Explosions- oder erhöhte Brandgefahr muss sich aus dem Umgang oder der Lagerung 

von Stoffen in der konkreten baulichen Anlage ergeben. Dabei sind gegebenenfalls auch die 

vorgesehenen Mengen und die Art des Umgangs oder die Form der Lagerung dieser Stoffe 

zu berücksichtigen. Keine Rolle spielt dagegen, ob bei anderen Anlagen mit vergleichbarer 

Nutzung typischerweise mit Explosions- oder erhöhten Brandgefahren zu rechnen ist. Unbe-

achtlich ist daher z. B. das bei Holzbearbeitungsbetrieben Schleif- und Hobelarbeiten ver-

bunden mit einer automatischen Absaugung und Sammlung von Spänen allgemein zu einer 

Erhöhung der Brandgefahr führen kann, wenn bei dem konkreten Betrieb keine Späneab-

saugung vorgesehen ist. Die für die Beurteilung des Einzelfalls erforderlichen Anhaltspunkte 

ergeben sich aus der Baubeschreibung nach § 9 MBauVorlV. 

 

Eine Explosionsgefahr ist insbesondere gegeben, wenn in einer baulichen Anlage die Gefahr 

des Auftretens einer explosionsfähigen Atmosphäre in gefahrdrohender Menge besteht (vgl. 

§ 2 Abs. 8, 9 Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV). 

 

Eine erhöhte Brandgefahr liegt insbesondere vor, wenn brandfördernde, leichtentzündliche 

oder hochentzündliche Stoffe entsprechend den Gefährlichkeitsmerkmalen nach der Gefahr-

stoffverordnung (GefStoffV) in nicht geringen Mengen gelagert, be- oder verarbeitet werden. 

Zur weiteren Bestimmung gegebenenfalls erhöhter Gefährdungen können die Technischen 

Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) herangezogen werden.  

 

Eine Sonderbaueigenschaft besteht nicht, wenn sich die Explosions- oder Brandgefahr in 

dem Rahmen bewegt, der mit der Nutzung von Regelbauten üblicherweise verbunden ist. 

Durch das Lagern von Brennstoffen, wie Heizöl, Flüssiggas, Pellets, und von Kraftstoffen in 

den zum örtlichen Verbrauch erforderlichen Mengen wird ein Gebäude nicht zum Sonderbau. 

Auch ergibt sich keine Sonderbaueigenschaft aus dem Erfordernis, bei einem zu betrachten-

den Gebäude einzelne Räume nach § 29 Abs. 2 Nr. 2 MBO durch eine Trennwand abzu-

trennen. 

 

Weitere Voraussetzung für die Bejahung der Sonderbaueigenschaft ist, dass einer gegebe-

nenfalls bestehenden Explosions- oder Brandgefahr mit Mitteln des Bauordnungsrechts be-

gegnet werden kann und muss. Das wäre dann nicht der Fall, wenn der Umgang mit diesen 



Gefahren bereits fachgesetzlich abschließend geregelt ist und in einem (parallelen) fachge-

setzlichen Anlagenzulassungsverfahren geprüft wird. Ebenfalls kein Sonderbau ist gegeben, 

wenn im Fall einer Explosion oder eines Brandes die typischerweise in einem Brandschutz-

nachweis nach § 11 MBauVorlV zu behandelnden Fragen keine Rolle spielen. 

 

Beispiele für bauliche Anlagen, deren Nutzung je nach konkreter Ausgestaltung durch Um-

gang oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr verbunden sein 

kann, sind Wäschereien, Schleifereien, Metallgießereien, Kerzenfabriken und Motorenölfab-

riken. Biogasanlagen und Tankstellen sind dagegen regelmäßig keine Sonderbauten nach 

Nummer 19. 


